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I. Rechtsvorschriften

2232-2-UK, 2234-2-UK, 2235-1-1-1-UK

Verordnung
zur Anderung der
Volksschulordnung, der Realschulordnung
und der Gymnasialschulordnung

Vom 6. Juli 2009 (GVBI S. 308)

Auf Grund von Art. 30 Abs. 1 Satz 7, Art. 37 Abs. 3
Satz 3, Art. 44 Abs. 2 Satz 1, Art. 45 Abs. 2 Sitze 1 und
4, Art. 65 Abs. 1 Satz 4, Art. 68, Art. 89, Art. 128 Abs. 1
des Bayerischen Gesetzes tiber das Erziehungs- und
Unterrichtswesen (BayEUG) in der Fassung der Be-
kanntmachung vom 31. Mai 2000 (GVBI S. 414, ber.
S. 632; BayRS 2230-1-1-UK), zuletzt geandert durch
Gesetz vom 22. Juli 2008 (GVBI S. 467), erlasst das
Bayerische Staatsministerium fiir Unterricht und Kul-
tus im Einvernehmen mit dem Bayerischen Staatsmi-
nisterium der Finanzen folgende Verordnung:

§1

Die Schulordnung fiir die Grund- und Hauptschu-
len (Volksschulen) in Bayern (Volksschulordnung
- VSO) vom 11. September 2008 (GVBI S. 634, BayRS
2232-2-UK) wird wie folgt gedndert:

1. In § 20 Abs. 6 Satz 1 wird nach dem Wort ,, haben*
das Wort ,,auch® eingefiigt.

2. § 29 wird wie folgt gedndert:
a) Abs. 1 wird wie folgt geédndert:
aa) Satz 1 erhélt folgende Fassung:

,In den Jahrgangstufen 3, 4 und 6 fiihrt die
Volksschule Informationsveranstaltungen zur
Wahl des schulischen Bildungsweges und
zum Ubertrittsverfahren durch; Lehrkrafte
mit Erfahrung an weiterfithrenden Schulen
sollen zu den Informationsveranstaltungen
hinzugezogen werden.*

bb) Es wird folgender Satz 3 angefiigt:

,3Dabei werden die Erziehungsberechtigten
auch umfassend tiber die Angebote des schu-
lischen Bildungssystems und dessen An-und
Abschlussmoglichkeiten einschlieBlich des
beruflichen Schulwesens informiert.“

b) Abs. 2 wird wie folgt gedndert:
aa) Satz 1 erhilt folgende Fassung:

, JAlle Schiilerinnen und Schiiler der Jahr-
gangsstufe 4 6ffentlicher oder staatlich aner-
kannter Volksschulen sowie die Schiilerin-
nen und Schiiler der Jahrgangsstufe 6 dieser
Schulen, deren Erziehungsberechtigte dies
beantragen, erhalten am ersten Unterrichts-
tag des Monats Mai ein Ubertrittszeugnis.“

bb) Satz 3 wird wie folgt geéndert:

Nach dem Wort ,,ist“ werden die Worte ,,; es
gilt nur fiir den Ubertritt im jeweils folgen-
den Schuljahr® angeftigt.

c) Abs. 3 Satz 1 Nr. 2 wird gestrichen; die bisherige
Nr. 3 wird Nr. 2.

d) Abs. 4 wird wie folgt geédndert:
aa) Nr. 1 Satz 2 erhilt folgende Fassung:

,Die Eignung fiir den Bildungsweg der Real-
schule liegt vor, wenn die Gesamtdurch-
schnittsnote mindestens 2,66 betragt.“

bb) Nr. 2 wird gestrichen; die bisherige Nr. 3 wird
Nr. 2.

e) Es wird folgender Abs. 5 eingefiigt:

,1In der Jahrgangsstufe 5 wird die Eignung fiir
einen weiterfithrenden Bildungsweg im Jahres-
zeugnis festgestellt. 2Die Eignung zum Ubertritt
indieJahrgangsstufe 5 des Gymnasiumsliegt vor,
wenn die Gesamtdurchschnittsnote aus den
Fachern Deutsch und Mathematik mindestens
2,0 betrigt. 3Die Eignung zum Ubertritt in die
Jahrgangsstufe 5 der Realschule liegt vor, wenn
die Gesamtdurchschnittsnote aus den Féchern
Deutschund Mathematik mindestens 2,5 betragt.
4Die Eignung zum Ubertritt in die Jahrgangsstu-
fe 5 der Realschule wird von der Lehrerkonferenz
festgestellt, wenn infolge nachgewiesener erheb-
licher personlicher Beeintrdachtigungen ohne
eigenes Verschulden die in Satz 3 genannte
Gesamtdurchschnittsnote nicht erreicht wurde
(z.B. wegen Krankheit), und fir die Schiilerin
oder den Schiiler auf Grund ihrer oder seiner bis-
herigen Leistungen die Aussicht besteht, eine Re-
alschule mit Erfolg zu besuchen. °Die Eignung
zum Ubertritt in die Jahrgangsstufe 6 der Real-
schule liegt vor, wenn die Gesamtdurchschnitts-
note aus den Fachern Deutsch, Mathematik und
Englisch mindestens 2,0 betragt.“

f) Der bisherige Abs. 5 wird Abs. 6.
g) Der bisherige Abs. 6 wird aufgehoben.
3. § 43 wird wie folgt gedndert:
a) Abs. 1 wird wie folgt geédndert:
aa) Derbisherige Wortlaut wird Satz 1;nach dem
Wort ,,Leistungsnachweisen werden die

Worte ,,einschlieBlich prifungsfreier Lern-
phasen® eingefiigt.
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bb) Es wird folgender Satz 2 angefiigt:

,»2In der Jahrgangstufe 4 sollen in der Zeit
vom Unterrichtsbeginn bis zum Erhalt des
Ubertrittszeugnisses jeweils in den Fachern
Deutsch, Mathematik und Heimat- und Sa-
chunterricht rhythmisiert mindestens vier
Unterrichtswochen von bewerteten Probear-
beiten freigehalten werden.

b) Abs. 2 wird wie folgt gedndert:
aa) Satz 2 erhilt folgende Fassung:

,2In der Grundschule miissen sie sich aus
dem unmittelbaren Unterrichtsablauf erge-
ben und in der Jahrgangstufe 4 angekiindigt
werden.

bb) Es wird folgender Satz 4 eingefiigt:

»iDer Termin einer angekiindigten Probear-
beit muss spétestens eine Woche vorher be-
kannt gegeben werden.

cc) Die bisherigen Satze 4 und 5 werden Satze 5
und 6.

¢) In Abs. 3 wird folgender Satz 3 angefiigt:

,2In der Jahrgangstufe 4 soll bis zum Erhalt des
Ubertrittszeugnisses in den Fachern Deutsch,
Mathematik und Heimat- und Sachunterricht
eine angemessene Zahl von Probearbeiten abge-
halten werden; als Richtwerte gelten im Fach
Deutsch zwo6lf, im Fach Mathematik und im Fach
Heimat- und Sachunterricht je Fach fiinf bewer-
tete Probearbeiten.*

4. In§48 Abs. 1 Satz 1 werden die Worte ,,im Anschluss

an die Aushindigung des Zwischenzeugnisses*
durch die Worte ,,zum Schulhalbjahr® ersetzt.

§2
Die Schulordnung fiir die Realschulen (Realschul-
ordnung — RSO) vom 18. Juli 2007 (GVBI S. 458, ber.
S. 585; BayRS 2234-2-UK) wird wie folgt geandert:
1. Die Inhaltstibersicht wird wie folgt geédndert:

a) In der Uberschrift zu § 5 werden das Wort ,, Lehr-
krafte” sowie das Komma gestrichen.

b) Nach der Uberschrift zu § 34 wird folgende Uber-
schrift zu § 34 a eingefiigt:

»§ 34 a Ubertritt an ein Gymnasium®*.
2. § 5 wird wie folgt geéndert:

a) In der Uberschrift werden das Wort ,, Lehrkrifte*
sowie das Komma gestrichen.

b) Abs. 1 wird aufgehoben; die Absatzbezeichnung
im bisherigen Abs. 2 wird gestrichen.

3. § 26 wird wie folgt gedndert:

a) In Abs. 3 Nr. 1 werden nach dem Wort ,,Schule“

die Worte ,,oderim Jahreszeugnis der Jahrgangs-
stufe 5 einer 6ffentlichen oder staatlich aner-
kannten Hauptschule“ eingefiigt.

b) Abs. 4 erhilt folgende Fassung:

,,(4) Eswerden auch Schiilerinnen und Schiiler
aufgenommen, die

1. ohne Erfolg am Probeunterricht der Realschu-
le oder des Gymnasiums teilgenommen, dabei
aber in beiden Fachern die Note 4 erreicht ha-
ben,

2. ohne Erfolg und ohne die nach Nr. 1 erforderli-
chen Noten zu erreichen am Probeunterricht
des Gymnasiums und erfolgreich am Nachhol-
termin des Probeunterrichts an der Realschu-
leteilgenommen haben oder daran ohne Erfolg
teilgenommen, dabei aber in beiden Fachern
die Note 4 erreicht haben,

und deren Erziehungsberechtigte dies beantra-
gen.“

4. § 27 wird wie folgt gedndert:

a) In Abs. 1 Satz 1 werden die Worte ,,3,4 und Abs. 4
Nr. 1“ durch die Worte ,,3 und 4“ ersetzt und nach
dem Wort ,,sind“ die Worte ,,und die nicht der
Jahrgangsstufe 5 einer 6ffentlichen oder staatlich
anerkannten Hauptschule angehoren® eingefiigt.

b) In Abs. 1 Satz 2 werden die Worte ,,Nr. 3“ durch
die Worte ,Nr. 2“ ersetzt.

c) In Abs. 7 Satz 2 werden die Worte ,,oder ob fiir die
Aufnahme noch eine Beratung nach § 26 Abs. 4
Nr. 2 erforderlich ist“ gestrichen.

5. Es wird folgender neuer § 34 a eingefiigt:

. ,§34a
Ubertritt an ein Gymnasium

IDie Eignung zum Ubertritt in die Jahrgangsstufe 5

des Gymnasiums liegt vor, wenn im Jahreszeugnis
der Jahrgangsstufe 5 die Gesamtdurchschnittsnote
in den Fachern Deutsch und Mathematik mindes-
tens 2,5 betriagt. 2Die Eignung zum Ubertritt in die
Jahrgangsstufe 5 des Gymnasiums wird von der
Lehrerkonferenz festgestellt, wenn infolge nachge-
wiesener erheblicher personlicher Beeintrichti-
gungen ohne eigenes Verschulden die in Satz 1 ge-
nannte Gesamtdurchschnittsnote nicht erreicht
wurde (z.B. Krankheit) und fiir die Schiilerin oder
den Schiiler aufgrund ihrer oder seiner bisherigen
Leistungen die Aussicht besteht, ein Gymnasium
mit Erfolg zu besuchen.“

§3

Die Schulordnung fiir die Gymnasien in Bayern
(Gymnasialschulordnung — GSO) vom 23. Januar 2007
(GVBIS. 68, BayRS 2235-1-1-1-UK), zuletzt gedndert
durch Verordnung vom 19. August 2008 (GVBI S. 586),
wird wie folgt gedndert:

1. § 26 wird wie folgt gedndert:
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a) Abs. 3 Satz 1 Nr. 4 erhélt folgende Fassung:

»4. Schiilerinnen und Schiiler der Jahrgangsstu-
fe 5 einer offentlichen oder staatlich aner-
kannten Haupt- oder Realschule, die im Jah-
reszeugnis dieser Schule als geeignet fiir den
Bildungsweg eines Gymnasiums bezeichnet
sind.“

b) Es wird folgender Abs. 4 eingefiigt:

»(4) Es werden auch die Schiilerinnen und
Schiiler aufgenommen, die ohne Erfolg am Pro-
beunterricht teilgenommen, dabei aber in beiden
Fachern die Note 4 erreicht haben und deren Er-
ziehungsberechtigte dies beantragen."

¢) Die bisherigen Abs. 4 bis 7 werden Abs. 5 bis 8.

2. § 27 wird wie folgt gedndert:

a) In Abs. 1 Satz 1 werden nach dem Wort ,,sind“ die
Worte ,,und die nicht der Jahrgangsstufe 5 einer
offentlichen oder staatlich anerkannten Haupt-
oder Realschule angehdren® eingefiigt.

b) In Abs. 3 Satz 3 werden die Worte ,,zuletzt be-
suchten Jahrgangsstufe* durch die Worte ,,Jahr-
gangsstufe 4“ ersetzt.

c) Abs. 5 wird wie folgt gedndert:

aa) In Satz 2 werden die Worte ,,, das den Erzie-
hungsberechtigten zuriickgegeben wird," ge-
strichen.

bb) Es wird folgender Satz 3 angeftigt:

,SWerden die Schiilerinnen und Schiiler
nicht aufgenommen, erhalten die Erzie-
hungsberechtigten das Ubertrittszeugnis
zuriick."

§4

(1) Diese Verordnung tritt am 1. August 2009 in
Kraft.

(2) Abweichend von Abs. 1treten § 1 Nr. 2 b) aa), e),
§ 2Nrn. 1b),3a),4a),5,§ 3 Nr. 2a) mit Wirkung vom
1. August 2010 in Kraft.

(3) FurdasSchuljahr2009/2010 gilt §29 VSO in fol-
gender Fassung:

»§29

Ubertritt an ein Gymnasium,
an eine Realschule
oder an eine Wirtschaftsschule

(1) 1In den Jahrgangstufen 3, 4 und 6 fiihrt die Volks-
schule Informationsveranstaltungen zur Wahl des
schulischen Bildungsweges und zum Ubertrittsverfah-
ren durch; Lehrkrafte mit Erfahrung an weiterfithren-
den Schulen sollen zu den Informationsveranstaltun-
gen hinzugezogen werden. 2Den Erziehungsberechtig-
ten wird aulerdem eine eingehende Beratung angebo-

ten. 3Dabei werden die Erziehungsberechtigten auch
umfassend tiber die Angebote des schulischen Bil-
dungssystems und dessen An- und Abschlussmoglich-
keiten einschlieBlich des beruflichen Schulwesens in-
formiert.

(2) 1Alle Schiilerinnen und Schiiler der Jahrgangs-
stufe 4 6ffentlicher oder staatlich anerkannter Volks-
schulen sowie die Schiilerinnen und Schiiler der Jahr-
gangsstufen 5 und 6 dieser Schulen, deren Erziehungs-
berechtigte diesbeantragen, erhalten am ersten Unter-
richtstag des Monats Mai ein Ubertrittszeugnis.
2Schiilerinnen und Schiiler 6ffentlicher oder staatlich
anerkannter Volksschulen, die in die unterste Jahr-
gangsstufe der drei- oder vierstufigen Wirtschafts-
schule tibertreten wollen, erhalten auf Antrag der Er-
ziehungsberechtigten an den ersten drei Unterrichts-
tagen des Monats Mirz ein Ubertrittszeugnis. 3Das
Ubertrittszeugnis stellt fest, fiir welche Schulart die
Schiilerin oder der Schiiler geeignet ist; es gilt nur fiir
den Ubertritt im jeweils folgenden Schuljahr.

(3) 1Das Ubertrittszeugnis enthilt

1. in der Jahrgangsstufe 4 die Jahresfortgangsnoten in
allen Fachern, in den Fachern Deutsch und Mathe-
matik mit zusétzlichen Erlduterungen, die Gesamt-
durchschnittsnote aus den Fichern Deutsch, Ma-
thematik und Heimat- und Sachunterricht, eine zu-
sammenfassende Beurteilung zur Ubertrittseig-
nung, eine Bewertung des Sozial- sowie des Lern-
und Arbeitsverhaltens gemaf § 50 Abs. 1 Satz 2 und
—soweit erforderlich — einen Hinweis entsprechend
§ 50 Abs. 8 Satz 3,

2. in der Jahrgangsstufe 5 die Jahresfortgangsnoten in
den Fachern Deutsch und Mathematik, die Gesamt-
durchschnittsnote aus diesen Fachern und eine zu-
sammenfassende Beurteilung zur Ubertrittseig-
nung,

3. abderJahrgangsstufe 6 die Jahresfortgangsnotenin
den Fachern Deutsch, Mathematik und Englisch,
die Gesamtdurchschnittsnote aus diesen Féachern
und eine zusammenfassende Beurteilung zur Uber-
trittseignung.

2Im Fall des Abs. 2 Satz 2 gelten die Noten des Zwi-
schenzeugnisses als Jahresfortgangsnoten.

(4) Die Eignung fir einen weiterfithrenden Bil-
dungsweg wird in der zusammenfassenden Beurtei-
lung festgestellt:

1. In der Jahrgangsstufe 4 liegt die Eignung fiir den
Bildungsweg Gymnasium vor, wenn die Gesamt-
durchschnittsnote mindestens 2,33 betragt. Die
Eignung fiir den Bildungsweg der Realschule liegt
vor, wenn die Gesamtdurchschnittsnote mindestens
2,66 betragt.

2. In der Jahrgangsstufe 5 liegt die Eignung fiir den
Bildungsweg des Gymnasiums vor, wenn die Ge-
samtdurchschnittsnote mindestens 2,0 betragt. Die
Eignung fiir den Bildungsweg der Realschule liegt
vor, wenn die Gesamtdurchschnittsnote mindestens
2,5 betrigt.

3. Die Eignung fiir den Bildungsweg der Wirtschafts-
schule liegt vor, wenn die Gesamtdurchschnittsno-
te mindestens 2,33 betréagt.
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(5) 1Fiir Schiilerinnen und Schiiler mit nichtdeut-
scher Muttersprache und Aussiedlerschiilerinnen und
Aussiedlerschiiler, die nicht bereits ab Jahrgangsstufe 1
eine deutsche Grundschule besucht haben, kann auch
bis zu einer Gesamtdurchschnittsnote von 3,33 die Eig-
nung festgestellt werden, wenn dies auf Schwéchen in
der deutschen Sprache zurtickzufiihren ist, die noch
behebbar erscheinen. 2Fiir Schiilerinnen und Schiiler,
die zweisprachige Klassen besuchen, tritt an die Stelle
des Fachs Deutsch das Fach Deutsch als Zweitsprache
und ab der Jahrgangsstufe 6 an die Stelle des Fachs
Englisch das Fach Muttersprache. 3Die Eignung fiir
den Bildungsweg des Gymnasiums, der Realschule
oder der Wirtschaftsschule setzt fiir Schiilerinnen und
Schiiler mit nichtdeutscher Muttersprache und fiir
Aussiedlerschiilerinnen und Aussiedlerschiiler grund-
satzlich die Bestatigung im Ubertrittszeugnis voraus,
dass die Schiilerin oder der Schiiler dem deutschspra-
chigen Unterricht folgen kann.*

Miinchen, den 6. Juli 2009

Bayerisches Staatsministerium
fiir Unterricht und Kultus

Dr. Ludwig Spaenle
Staatsminister
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I1. Bekanntmachungen der Bayerischen Staatsministerien
fur Unterricht und Kultus und Wissenschait, Forschung und Kunst

2230.1.1.1.2.4-UK

Offene Ganztagsschule fiir Schiilerinnen und Schiiler
der Jahrgangsstufen 5 bis 10 an staatlichen Schulen,
kommunalen Schulen und Schulen in freier
Trdgerschaft

Bekanntmachung des Bayerischen Staatsministeriums
fiir Unterricht und Kultus

vom 1. Juli 2009 Az.: IT1.5-5 S 7369.1-4.51 700

Die offene Ganztagsschule ist ein freiwilliges schulisches
Angebot der ganztagigen Forderung und Betreuung von
Schiilerinnen und Schiilern der Jahrgangsstufen 5 bis 10.
Die offene Ganztagsschule wird im Rahmen der verfiig-
baren Haushaltsmittel auf Antrag des jeweiligen Sachauf-
wandstragers eingerichtet.

An staatlichen Schulen ist der Freistaat Bayern Trager der
offenen Ganztagsschule.

An kommunalen Schulen und Schulen in freier Trager-
schaft gewahrt der Freistaat Bayern Zuwendungen nach
MafBgabe dieser Bekanntmachung und der allgemeinen
haushaltsrechtlichen Bestimmungen, insbesondere der
Art. 23 und Art. 44 Bayerische Haushaltsordnung (BayHO)
und den dazu erlassenen Verwaltungsvorschriften, im
Rahmen der verfliigbaren Haushaltsmittel. Trager dieser
offenen Ganztagsschulen ist der jeweilige kommunale oder
freie Schultrager.

Das Staatsministerium fiir Unterricht und Kultus erlasst
hierzu folgende Bestimmungen:

1. Abschnitt: Begrifisbestimmung und Geltungs-
bereich

1.1 Begriffsbestimmung

1.1.1  Eine offene Ganztagsschule setzt voraus, dass an

mindestens vier Wochentagen ein ganztdagiges
Angebot fiur die Schiilerinnen und Schiiler bereit
gestellt wird, das wochentlich mindestens zwolf
Stunden umfasst, dass an allen Tagen des Ganz-
tagsschulbetriebes fir die teilnehmenden Schiile-
rinnen und Schiilern ein Mittagessen bereit gestellt
wird und dass die Bildungs- und Betreuungs-
angebote unter der Aufsicht und Verantwortung
der Schulleitung organisiert und durchgefiithrt wer-
den (Art. 57 Abs. 2 des Bayerischen Gesetzes tiber
das Erziehungs- und Unterrichtswesen — BayEUG)
und in einem konzeptionellen Zusammenhang mit
dem Unterricht stehen.

Die offene Ganztagsschule stellt ein freiwilliges
schulisches Angebot dar, an dem Schiilerinnen und
Schiiler nach Anmeldung durch ihre Erziehungs-
berechtigten im Anschluss an den Vormittagsun-
terricht teilnehmen kénnen. Die Férderung und
Betreuung kann in klassen- und jahrgangsstufen-
tibergreifenden Gruppen stattfinden.

1.1.3

1.1.5

1.2

1.2.1

1.2.2

1.2.3

Die offene Ganztagsschule wird an staatlichen
Schulen als schulische Veranstaltung genehmigt
und organisiert.

Kinderhorte und sonstige Kindertageseinrichtun-
gen im Sinne des Bayerischen Kinderbildungs-
und -betreuungsgesetzes (BayKiBiG) sind keine
offenen Ganztagsschulen im Sinne dieser Bekannt-
machung.

Eine offene Ganztagsschule kann auch an Heim-
schulen oder Schulerheimen in privater oder kom-
munaler Tragerschaft gemaB Art. 106 und 107 des
Bayerischen Gesetzes tiber das Erziehungs- und
Unterrichtswesen (BayEUG) eingerichtet werden,
wenn diese auch fir externe Schiilerinnen und
Schiiler offenstehen.

Geltungsbereich

Eine offene Ganztagsschule im Sinne dieser Be-
kanntmachung kann an Hauptschulen, Volks-
schulen zur sonderpddagogischen Foérderung,
Forderschwerpunkt Lernen (Hauptschulstufen),
Sonderpédagogischen Forderzentren (Hauptschul-
stufen), Realschulen, Wirtschaftsschulen und Gym-
nasien eingerichtet werden.

Die offene Ganztagsschule stellt grundsatzlich ein
Angebot fur Schiilerinnen und Schiiler der Jahr-
gangsstufen 5 bis 10 dar. Fiur die Betreuung von
Schiilerinnen und Schiilern der Jahrgangsstufen
1 bis 4 stehen neben den Kindertageseinrichtun-
gen grundsatzlich die Angebote der Mittagsbe-
treuung und verlangerten Mittagsbetreuung zur
Verflugung. In begriindeten Ausnahmeféllen kon-
nen Schiilerinnen und Schiiler der Jahrgangsstu-
fen 1 bis 4 an staatlichen Schulen in eine offene
Ganztagsschule an der Hauptschule aufgenommen
werden, wenn fiir diese kein anderes erreichbares
Angebot der Tagesbetreuung (verléngerte Mittags-
betreuung, Kinderhorte und sonstige Kindertages-
einrichtungen im Sinne des Bayerischen Kinder-
bildungs- und betreuungsgesetzes — BayKiBiG)
vorhanden ist und die padagogische Konzeption
eine bedarfsgerechte Forderung dieser Schiile-
rinnen und Schiiler gewdhrleistet. Die Aufnahme
bedarf der Genehmigung durch das Staatsminis-
terium fir Unterricht und Kultus. Ein Antrag auf
Erteilung einer Ausnahmegenehmigung ist nach
dem in der ANLAGE 1 beiliegenden Muster vom
Sachaufwandstrdger zu stellen und mit einer Stel-
lungnahme der Schulleitung tber die zustandige
Regierung einzureichen.

Offene Ganztagsschulen an staatlichen Schulen
konnen im Einvernehmen der beteiligten Schul-
leiter und Sachaufwandstrdger auch Schiilerinnen
und Schiiler verschiedener staatlicher Schulen
und Schularten im Sinne von Nr. 1.2.1 und 1.2.2
aufnehmen. Die Schulleitung der aufnehmenden
offenen Ganztagsschule tibernimmt damit in der
Zeit der Teilnahme der Schiilerinnen und Schiiler
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an der offenen Ganztagsschule die Verantwortung
und Aufsicht (Art. 57 Abs. 2 des Bayerischen Ge-
setzes Uiber das Erziehungs- und Unterrichtswesen
— BayEUQG,) fir alle bei ihr angemeldeten Schiile-
rinnen und Schiiler. Ihre Stellung als Schiilerin
und Schiiler der abgebenden Schule bleibt hiervon
jedoch unberthrt.

Abschnitt: Offene Ganztagsschule an staatlichen
Schulen

Genehmigungsvoraussetzungen

Offene Ganztagsschulen werden auf Antrag
(s. Nr. 2.10) des jeweiligen Sachaufwandstréagers
der Schule jeweils fiir ein Schuljahr genehmigt.
Ein Rechtsanspruch auf Genehmigung besteht
nicht. Die Genehmigung erfolgt im Rahmen der
verfiigbaren Haushaltsmittel.

Voraussetzung der Genehmigung ist, dass eine
offene Ganztagsschule im Sinne der Nr. 1.1 und
1.2 vorliegt und folgende Voraussetzungen erfuillt
sind:

Die offene Ganztagsschule bietet Bildungs- und
Betreuungsangebote grundsétzlich im Anschluss
an den Vormittagsunterricht an mindestens vier
Wochentagen mit wéchentlich mindestens zwolf
Stunden an. Bei Bedarf ist eine Betreuung bis min-
destens 16.00 Uhr zu gewdhrleisten.

Die offene Ganztagsschule bietet einen verbind-
lichen Leistungskatalog, der mindestens das An-
gebot einer taglichen Mittagsverpflegung, einer
verldsslichen Hausaufgabenbetreuung sowie ver-
schiedenartiger Freizeitangebote umfassen muss.
Nach Moglichkeit soll das Angebot durch zusatz-
liche Lernhilfen und Férderangebote erganzt wer-
den.

Die offene Ganztagsschule findet in der Verant-
wortung und unter der Aufsicht der Schulleitung
statt.

Der offenen Ganztagsschule liegt ein von der
Schulleitung erarbeitetes padagogisches Konzept
fir die Bildungs- und Betreuungsangebote zugrun-
de. Der Bildungs- und Erziehungsauftrag gemaf
Art. 1 des Bayerischen Gesetzes tber das Erzie-
hungs- und Unterrichtswesen (BayEUG) ist dabei
auch im Rahmen der offenen Ganztagsschule zu
verwirklichen.

Die offene Ganztagsschule erreicht die Mindest-
teilnehmerzahl im Sinne von Nr. 2.5.1.

Der Sachaufwandstrager verpflichtet sich zur Uber-
nahme des durch die Einrichtung und den Betrieb
der offenen Ganztagsschule anfallenden zusatz-
lichen Sachaufwandes und zur Mitfinanzierung
des Personalaufwandes gemaR Nr. 2.3.4.

Personal

Das in der offenen Ganztagsschule eingesetzte
Personal muss die Gewdhr fiir einen angemesse-
nen Umgang mit den Schiilerinnen und Schiilern
bieten und uber die fiir das jeweilige Bildungs- und
Betreuungsangebot erforderliche Fachkompetenz
verfliigen. Der Schulleiter legt unter Beachtung
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der Nr. 2.6.3 bis 2.6.5 die Anforderungen an die
erforderliche Fachkompetenz fest. Das eingesetzte
Personal muss dartiber hinaus die Gewdahr dafiir
bieten, jederzeit fir die freiheitlich-demokrati-
sche Grundordnung einzutreten und im Rahmen
ihrer Tatigkeit in der offenen Ganztagsschule die
politische, weltanschauliche und religiése Neu-
tralitat zu wahren. Personen, bei denen ein fri-
heres Dienst- oder Arbeitsverhaltnis durch den
Freistaat Bayern, ein anderes Land der Bundesre-
publik, den Bund oder eine andere Koérperschaft
des offentlichen Rechts wegen der Verletzung von
dienst- oder arbeitsvertraglichen Pflichten beendet
wurde, kommen fir eine Tatigkeit in der offenen
Ganztagsschule nicht in Betracht.

Die Schulleitung kann im Benehmen mit dem
Sachaufwandstrager die Durchfiihrung der Bil-
dungs- und Betreuungsangebote in der offenen
Ganztagsschule ganz oder teilweise einem freien
gemeinniitzigen Trager oder einer Kommune als
Kooperationspartner tibertragen. Hierzu wird auf
Vorschlag der Schulleitung ein Kooperationsver-
trag zwischen dem freien Trager bzw. der Kommu-
ne und dem Freistaat Bayern, vertreten durch die
jeweils zustdndige Regierung, geschlossen. Hierfiir
ist der in den Anlagen beigefligte Mustervertrag zu
verwenden (ANLAGE 2). Fiir jede offene Ganztags-
schule soll in der Regel ein Kooperationsvertrag
abgeschlossen werden.

Der freie gemeinniitzige Trager oder die Kommu-
ne fihrt die Betreuungs- und Bildungsangebote
mit eigenem Personal gemdal dem jeweiligen pa-
dagogischen Konzept und dem im Kooperations-
vertrag vereinbarten Leistungsumfang durch. Die
Bildungs- und Betreuungsangebote des Koope-
rationspartners miissen von einer Lehrkraft oder
sonstigen padagogischen Fachkraft (z. B. Erzieher,
Sozialpddagoge) als zentralem Ansprechpartner
der Schulleitung geleitet werden. Die Schulleitung
ist dem Kooperationspartner gegentiiber nach Mal-
gabe des Kooperationsvertrages weisungsberech-
tigt.

Kommunale Kooperationspartner konnen kreisan-
gehorige Gemeinden, Gemeindeverbande, Verwal-
tungsgemeinschaften, kommunale Zweckverbande
(Schulverbande), Landkreise und kreisfreie Stadte
sein, soweit deren Téatigkeit im Rahmen der offenen
Ganztagsschule nicht auf Gewinnerzielung gerich-
tet ist. Freie gemeinniitzige Trager sind sonstige
juristische Personen des offentlichen Rechts und
solche des privaten Rechts (z.B. eingetragener Ver-
ein, Stiftung, gemeinniitzige GmbH) oder sonstige
rechtsfahige Organisationen insbesondere auch
aus den Bereichen Jugendarbeit, Sport, Kultur
und Ehrenamt, deren Téatigkeit nicht auf Gewinn-
erzielung gerichtet ist. Anhaltspunkte fiir mégliche
Kooperationspartner konnen insoweit die zwischen
dem Freistaat Bayern und der jeweiligen Organi-
sation geschlossenen Rahmenvereinbarungen und
Absichtserklarungen geben.

Die Schulleitung kann im Benehmen mit dem
Sachaufwandstrdger und in Abstimmung mit dem
Kooperationspartner ergdnzend auch Einzelper-
sonen fiir Bildungs- und Betreuungsangebote in
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der offenen Ganztagsschule einsetzen. Hierzu wird
auf Vorschlag der Schulleitung ein befristetes Be-
schaftigungs-, Honorar- oder Dienstverhaltnis zwi-
schen der Einzelperson und dem Freistaat Bayern,
vertreten durch die jeweils zustdndige Regierung,
begriindet. Hierfiir sind ausschlieBlich die von
der Regierung zur Verfiigung gestellten Muster-
vertrdge und Formulare zu verwenden. Jedes Ver-
tragsverhdltnis setzt vor Aufnahme der Tatigkeit
zwingend eine Befristungsvereinbarung voraus
oder muss eine solche enthalten. Wegen des relativ
hohen Verwaltungsaufwandes soll von der Még-
lichkeit Einzelvertrage zu schlieBen, grundsatz-
lich nachrangig und nur im begrenzten Umfang
Gebrauch gemacht werden.

Budget

Mit Genehmigung der offenen Ganztagsschu-
le stellt der Freistaat Bayern fiir jede nach Maf3-
gabe der Nr. 2.5 gebildete Gruppe ein Budget fir
den Personalaufwand zur Verfigung. Das Budget
je Gruppe und Schuljahr betragt im Schuljahr
2009/2010 fur die offene Ganztagsschule an

26.500 €
30.000 €

Hauptschulen

Volksschulen zur sonderpada-
gogischen Forderung, Forder-
schwerpunkt Lernen, Sonder-
padagogischen Forderzentren:

Realschulen, Wirtschaftsschulen, 23.000 €.

Gymnasien

Das Budget wird ausschlieBlich fiir den Perso-
nalaufwand fiir die genehmigten Bildungs- und
Betreuungsangebote im Rahmen der offenen
Ganztagsschule gemaf Nr. 2.1.2 gewdhrt. Es steht
fiir den Abschluss von Kooperations- und Einzel-
vertrdgen gemdal Nr. 2.2 zur Verfligung. Die Be-
wirtschaftung der Mittel obliegt der zusténdigen
Regierung.

Nach Verftigbarkeit und padagogischem Konzept
kann die Schulleitung auch Lehrerwochenstun-
den in die Bildungs- und Betreuungsangebote der
offenen Ganztagsschule einbringen. Die Zahl der
eingebrachten Lehrerwochenstunden ist bei der
Antragstellung anzugeben. Das Budget je Gruppe
verringert sich um den Gegenwert dieser Lehrer-
wochenstunden (bei Hauptschulen um 1.708 €, bei
Volksschulen zur sonderpdadagogischen Forderung,
Forderschwerpunkt Lernen, und Sonderpadago-
gischen Forderzentren um 2.000 € und bei Real-
schulen, Wirtschaftsschulen und Gymnasien um
2.125 € je Lehrerwochenstunde). Dabei entspricht
ein Einsatz fiir Betreuungsangebote in der offenen
Ganztagsschule im Umfang von 90 Minuten einer
Stunde der Unterrichtspflichtzeit der Lehrkraft.

Voraussetzung fir die Bereitstellung des Budgets je
Gruppe gemal Nr. 2.3.1ist, dass der Sachaufwands-
trager eine Pauschale zur Mitfinanzierung der Be-
treuungskosten in Hohe von 5.000 € je Gruppe und
Schuljahr an den Freistaat leistet. Die zustandige
Regierung tiberwacht die Zahlung der Pauschale.
Die Zahlung der Pauschale kann nicht durch anre-
chenbare Sach- oder Personalleistungen des Sach-
aufwandstragers ersetzt oder abgegolten werden.

2.3.5

2.3.6

2.4
2.4.1

2.4.2

Unberiihrt bleibt die Méglichkeit fiir den Sachauf-
wandstrdger im Rahmen seiner Zustandigkeit fiir
die Betreuung gemal § 24 Abs. 2 SGB VIII tiber
das staatliche Angebot hinausgehende Betreu-
ungsangebote vorzusehen. Solche zusatzlichen
Betreuungsangebote finden grundsatzlich nicht in
staatlicher Tragerschaft und damit auBerhalb der
schulischen und staatlichen Verantwortung statt.
Schulleitung und Sachaufwandstrdger sollen ihre
Angebote jedoch aufeinander abstimmen.

Vereinbart und vergtitet der Sachaufwandstrager
mit dem jeweiligen freien gemeinnttzigen Koope-
rationspartner der staatlichen offenen Ganztags-
schule erganzende, uber das staatliche Angebot
hinausgehende Betreuungsangebote, um z.B.
Betreuungszeiten nach 16.00 Uhr, an einem wei-
teren Wochentag oder sonstige besondere Ange-
bote anzubieten, konnen diese als schulische Ver-
anstaltung durch- oder fortgefithrt werden, wenn
Schulleitung und zustandige Regierung dem er-
ganzenden Vertrag zwischen Sachaufwandstrager
und Kooperationspartner zustimmen, die Anfor-
derungen an das fur diese Angebote eingesetzte
Personal den Anforderungen gemaf Nr. 2.2.1 ent-
sprechen und der Schulleitung fir diese Angebote
ein Weisungsrecht gegentiber dem Kooperations-
partner eingerdaumt wird.

Ist der Sachaufwandstrager selbst Kooperations-
partner gemdal Nr. 2.2.2, wird seine Verpflichtung
zur Mitfinanzierung gemaf Nr. 2.3.4 in der Weise
bertucksichtigt, dass die Pauschale zur Mitfinan-
zierung der Personalkosten fiir die Betreuung in
Ho6he von 5.000 € je Gruppe und Schuljahr be-
reits bei der Bereitstellung des Budgets gemal Nr.
2.3.1 in Abzug gebracht wird. Der Kooperations-
vertrag zwischen dem Freistaat Bayern und dem
kommunalen Kooperationspartner kann zusatz-
liche Betreuungsangebote fiir Betreuungszeiten
nach 16.00 Uhr, an einem weiteren Wochentag
oder sonstige besondere Angebote vorsehen. Die
Kosten fiir diese zusatzlichen Angebote tragt der
kommunale Kooperationspartner. Die zusdtzlichen
Betreuungsangebote finden dann als schulische
Veranstaltung statt.

Anmeldung und Teilnahme

Die Schiilerinnen und Schiiler werden von ihren
Erziehungsberechtigten fiir die offene Ganztags-
schule vor Beginn des jeweiligen Schuljahres bei
der Schulleitung angemeldet. Die Anmeldung ist
fur das jeweilige Schuljahr verbindlich. Der Ko-
operationspartner im Sinne von Nr. 2.2.2 kann mit
der Durchfiihrung des Verfahrens beauftragt wer-
den.

Anmeldung und Teilnahme an der offenen Ganz-
tagsschule miissen mindestens fiir zwei Nachmit-
tage und damit zugleich im Umfang von sechs
Wochenstunden erfolgen. Zur Erfiillung dieser
Mindestteilnahmeverpflichtung kann auch ein
Nachmittag berticksichtigt werden, an dem Pflicht-
unterricht stattfindet. Die Schulleitung kann im
Einvernehmen mit dem Schulforum tiber diese
Mindestzeit hinausgehende verbindliche Betreu-
ungszeiten festlegen.
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Die Anmeldung soll nach dem in der ANLAGE 3
beigefligten Muster erfolgen.

Fur die Schiilerinnen und Schiiler besteht im Um-
fang der Anmeldung Anwesenheits- und Teilnah-
mepflicht. Es gelten insoweit die Bestimmungen
der Schulordnungen fir schulische Veranstaltun-
gen sowie fur Erkrankungen, Befreiungen und
Beurlaubungen.

Schiiler und Gruppen

Das Budget gemdaB3 Nr. 2.3 wird je Gruppe in der
offenen Ganztagsschule zur Verfligung gestellt.
Die Zahl der Gruppen bestimmt sich nach der Zahl
der angemeldeten Schiilerinnen und Schiiler. Die
Mindestanzahl fir die Bildung einer offenen Ganz-
tagsschule betragt an Hauptschulen, Realschulen,
Wirtschaftsschulen und Gymnasien 14 Schiilerin-
nen und Schiiler. Die Bestimmung der Zahl der
Gruppen nach der jeweiligen Schiilerzahl erfolgt
fir diese Schularten anhand folgender Tabelle:

Zahl der Schiler Gruppen
von bis
(Mindestzahl) (Ho6chstzahl)

14 25 1

26 45 2

46 65 3

66 85 4

86 105 5
106 125 6
126 145 7
146 165 8
166 185 9
186 205 10

Die Mindestanzahl fiir die Bildung einer offenen
Ganztagsschule betrdgt an Volksschulen zur son-
derpadagogischen Forderung, Forderschwerpunkt
Lernen (Hauptschulstufen), und Sonderpadago-
gischen Forderzentren (Hauptschulstufen) acht
Schiilerinnen und Schiiler. Die Bestimmung der
Zahl der Gruppen nach der jeweiligen Schiiler-
zahl erfolgt fiir diese Schulart anhand folgender
Tabelle:

Zahl der Schiiler Gruppen
von bis
(Mindestzahl) (Ho6chstzahl)

8 15 1
16 31 2
32 47 3
48 63 4
64 79 5
80 95 6
96 111 7

112 127 8
128 143 9
144 159 10

Eine hiervon abweichende Bestimmung der Zahl
der Gruppen ist unzuléssig.
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Die Bestimmung der Zahl der Gruppen dient der
Bemessung der staatlichen Mittelzuweisung. Fir
die praktische Durchfiihrung der jeweiligen Bil-
dungs- und Betreuungsangebote kann eine davon
abweichende Grofe und Aufteilung der Gruppen
festgelegt werden.

Ein Schiiler wird bei der Bestimmung der Grup-
penzahl berticksichtigt, wenn er mindestens zwolf
Wochenstunden an der offenen Ganztagsschule
teilnimmt. Pflichtunterricht am Nachmittag kann
darin einberechnet werden. Auch Schiiler, die mehr
als zwolf Wochenstunden teilnehmen, werden nur
im Umfang von zwolf Wochenstunden berticksich-
tigt und erhohen dartiber hinaus durch ihre zusétz-
lich gebuchten Wochenstunden nicht die fiir die
Gruppenbildung maBgebliche Schiilerzahl.

Die Zeiten mehrerer Schiiler, die jeweils weniger
als zwolf Wochenstunden an der offenen Ganztags-
schule teilnehmen, kénnen zusammengerechnet
werden. Die Summe dieser Betreuungszeiten wird
durch zwolf dividiert. Der sich daraus ergebende
Wert wird als zusatzliche Schiilerzahl neben den
nach Nr. 2.5.3 zu berticksichtigenden Schiilern
bei der Feststellung der Gruppenzahl einbezogen.
Zahlen mit Dezimalstellen sind auf die nachst ho-
here ganze Zahl aufzurunden. Die Mindestbetreu-
ungszeit je Schiller gemdB Nr. 2.4.2 muss jeweils
eingehalten werden.

Die Schulleitungen sind grundsatzlich verpflich-
tet, Schilerinnen und Schiiler, die sich wahrend
des Schuljahres anmelden, bis zum Erreichen der
Hochstzahl der genehmigten Gruppen in die offe-
ne Ganztagsschule aufzunehmen.

Aufsichtspflicht

Fur die Teilnahme in der offenen Ganztagsschule
gelten die jeweiligen Bestimmungen der Schulord-
nungen zur Aufsicht bei schulischen Veranstaltun-
gen. Die Gesamtverantwortung fir die Erfullung
der Aufsichtspflicht tiber die teilnehmenden Schi-
lerinnen und Schiiler tragt die Schulleitung.

Eine Ubertragung der Aufsichtspflicht auf Lehrkréf-
te oder padagogische Fachkrafte ist zuldssig. Die
Verpflichtung der Schulleitung nach Nr. 2.6.1 bleibt
dabei unberthrt. Sie ist insbesondere fiir Auswahl,
Instruktion und Kontrolle der Aufsichtspersonen
verantwortlich und hat durch entsprechende orga-
nisatorische Vorkehrungen und Anordnungen eine
durchgehende Aufsicht durch geeignete Krafte zu
gewdhrleisten.

Bei Bildungs- und Betreuungsangeboten im natur-
wissenschaftlichen und technischen Bereich miis-
sen die fiir den jeweiligen Unterricht einschldgigen
Sicherheitsbestimmungen und Bekanntmachungen
des Bayerischen Staatsministeriums fiir Unterricht
und Kultus entsprechend berticksichtigt werden.
In Betracht kommen u.a. die Richtlinien fiir die
Familien- und Sexualerziehung in den bayerischen
Schulen vom 12. August 2002 (KWMBI I S. 285),
die Richtlinien fiir die AIDS-Prévention an den
bayerischen Schulen vom 15. Méarz 1989 (KWMBI I
S. 72), geadndert mit Bekanntmachung vom
30. August 1989 (KWMBIL I S. 265), die Richtlinien
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zur Suchtpravention an den bayerischen Schulen
vom 2. September 1991 (KWMBI I S. 303), gedndert
mit Bekanntmachung vom 23. Mai 1996 (KWMBIL I
S. 214), und die Richtlinien fir die Umweltbildung
an den bayerischen Schulen vom 22. Januar 2003
(KWMBITIS. 61).

Experimente in den naturwissenschaftlichen Berei-
chen und in Technik, Arbeitslehre, Hauswirtschaft
und Kunst dirfen nur durchgefiihrt werden, wenn
das eingesetzte Personal iber die hierfiir notwen-
dige Fachkompetenz verfiigt und sich nachweisbar
mit den Richtlinien zur Sicherheit im Unterricht
— Naturwissenschaften, Technik/Arbeitslehre,
Hauswirtschaft, Kunst — vom 9. September 2003
(KWMBI I S. 473) vertraut gemacht hat.

Bei Bildungs- und Betreuungsangeboten im Be-
reich Sport ist zu beachten, dass eingesetzte Per-
sonen, die nicht die Lehrbefahigung fiir das Fach
Sport besitzen, nur eingesetzt werden durfen,
wenn sie Uber eine freiberufliche oder vereins-
orientierte Qualifikation im Sport verfiigen, mit
der sie zumindest fachlich in der Lage sind, Sport
zu vermitteln. Hierzu gehoren die Diplomausbil-
dung Sportwissenschaft, die Ausbildung zum/zur
Diplom-Sportlehrer/in, die Ausbildung zum/zur
Staatlich gepriiften Sportlehrer/in im freien Beruf
sowie die Ausbildung zum/zur Staatlich gepriiften
Gymnastiklehrer/in mit Wahlpflichtfach Sport und
Freizeit. Inhaber von Fachiibungsleiterlizenzen
eines Sportfachverbandes dirfen nur im Bereich
der jeweiligen Sportart eingesetzt werden. Die Be-
kanntmachung zur Sicherheit im Sportunterricht
vom 8. April 2003 (KWMBI I S. 202), die Bekannt-
machung zur Durchfihrung von Schwimmun-
terricht an Schulen vom 1. April 1996 (KWMBI I
S. 192), die Bekanntmachung zum Sportunterricht
bei erhohter Ozonkonzentration vom 1. August 1991
(KWMBI I S. 219), gedandert mit Bekanntmachung
vom 30. September 1991 (KWMBI I S. 406), die Be-
kanntmachung zur Durchfithrung von Schulski-
kursen vom 21. November 2002 (KWMBI I S. 406),
die Bekanntmachung zum Schullandheimauf-
enthalt vom 5. April 2004 (KWMBI I S. 76) und
die Bekanntmachung tiber Sicherheit in der Schu-
le und gesetzliche Schiilerunfallversicherung vom
11. Dezember 2002 (KWMBI I 2003 S. 4, ber.
KWMBI 12003 S. 81), in der jeweils geltenden Fas-
sung sind entsprechend zu beachten.

Kostenfreiheit

Die Angebote der offenen Ganztagsschule im
Zeitraum von 8.00 Uhr bis 16.00 Uhr an vier Wo-
chentagen sind — mit Ausnahme der Kosten fiir die
Mittagsverpflegung — fiir die Schiilerinnen und
Schiiler grundsatzlich kostenfrei. Kénnen im Rah-
men des gemal Nr. 2.3.1 zur Verfiigung gestellten
Budgets tiber diesen Zeitraum hinausgehende Bil-
dungs- und Betreuungsangebote gemacht werden,
sind auch diese kostenfrei.

Der jeweilige Kooperationspartner kann mit Zu-
stimmung der Schulleitung fiir nicht mehr durch
das gemal Nr. 2.3.1 zur Verfligung gestellte Budget
gedeckte, zusédtzliche Betreuungsangebote nach
16.00 Uhr, an einem weiteren Wochentag oder —
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2.10.3

mit Zustimmung des Schulforums — fiir sonstige
besondere Angebote mit den Erziehungsberechtig-
ten Entgelte vereinbaren. Die Entgelte sollen nach
Art und Umfang der Inanspruchnahme dieses zu-
satzlichen Angebotes bemessen und nach sozialen
Gesichtspunkten gestaffelt sein. Die zusatzlichen
Betreuungsangebote finden dann als schulische
Veranstaltung statt.

Mittagsverpilegung

Die Mittagsverpflegung wird im Zusammenwir-
ken von Sachaufwandstrdager, Schulleitung und
Kooperationspartner organisiert. Schulleitung
und Sachaufwandstrager konnen hierzu in eigener
Verantwortung individuelle und auf die jeweiligen
ortlichen Verhaltnisse zugeschnittene padagogi-
sche Losungen entwickeln. Die Betreuung wéah-
rend der Mittagszeit ist schulische Aufgabe. Fir
das Mittagessen kann ein Teilnehmerbeitrag von
den Erziehungsberechtigten erhoben werden. Die
Schulen wirken im erforderlichen Umfang mit. Im
Einvernehmen kann die Aufgabe auf Dritte, z.B.
Kooperationspartner, Fordervereine, Caterer tiber-
tragen werden.

Die Teilnahme bedirftiger Schiilerinnen und
Schiiler an der Mittagsverpflegung wird nach
MafBgabe der Bekanntmachung des Bayerischen
Staatsministeriums fiir Arbeit und Sozialordnung,
Familie und Frauen vom 3. April 2009 (AlIMBI
S. 155) gefordert.

Raumlichkeiten

Fur die offene Ganztagsschule miissen geeignete
R&ume in ausreichender Zahl und Groéf3e zur Ver-
figung stehen. Die offene Ganztagsschule findet
in der Schule oder in Einrichtungen statt, die sich
in unmittelbarer Erreichbarkeit zur Schule befin-
den.

Antragsverfahren

Der Antrag auf Einrichtung einer offenen Ganz-
tagsschule ist von der Schulleitung vorzubereiten.
Der Antrag ist vom Sachaufwandstrager fiir das
Schuljahr 2009/2010 bis zum 10. Juli 2009 — bei
Hauptschulen tber die Staatlichen Schuldamter
bzw. bei Realschulen, Wirtschaftsschulen und
Gymnasien lber die MB-Dienststellen, bei For-
derschulen (Hauptschulstufe) direkt — bei der zu-
standigen Regierung zu stellen. Fur den Antrag ist
das Formblatt der ANLAGE 4 zu verwenden. Dem
Antrag ist der in ANLAGE 5 beigefligte Melde-
bogen der Schule beizulegen.

Die Genehmigung der offenen Ganztagsschule
und die Bereitstellung der Mittel erfolgt durch die
jeweils zustandige Regierung. Die Genehmigung
wird unter der auflésenden Bedingung erteilt, dass
die fiir die genehmigte Gruppenzahl erforderliche
Mindestzahl von Schiilerinnen und Schiilern
wéahrend des Schuljahres tatsdchlich an der offe-
nen Ganztagsschule teilnimmt. Die Genehmigung
kann bei Wegfall von Genehmigungsvoraussetzun-
gen gemdalB Nr. 2.1.2 widerrufen werden.

Die zustdndige Regierung ist berechtigt, selbst oder
durch Beauftragte die Durchfiihrung der Forde-
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rung und Betreuung vor Ort, die Teilnahme der
gemeldeten Schiilerinnen und Schiiler sowie die
Angaben im Antrag insbesondere auch durch Kon-
trollen an den Schulen zu tiberpriifen.

Die Genehmigung durch die zustdndige Regierung
berechtigt zur Einrichtung der offenen Ganztags-
schule als schulisches Angebot fiir das jeweilige
Schuljahr. Die Bereitstellung der staatlichen Mit-
tel im Sinne von Nr. 2.3 ist damit im genehmigten
Umfang gewdahrleistet.

Abschnitt: Offene Ganztagsschule an kommuna-
len Schulen und Schulen in freier Tragerschaft

Zuwendungsvoraussetzungen

Offene Ganztagsschulen an kommunalen Schu-
len und Schulen in privater Tragerschaft werden
auf Antrag (s. Nr. 3.8) des jeweiligen Schultragers
gefordert. Die Zuwendungen werden nach Mal3-
gabe dieser Bekanntmachung und der allgemeinen
haushaltsrechtlichen Bestimmungen, insbesondere
der Art. 23 und Art. 44 Bayerische Haushaltsord-
nung (BayHO) und den dazu erlassenen Verwal-
tungsvorschriften, im Rahmen der verfiigbaren
Haushaltsmittel gewéhrt.

Voraussetzung der Zuwendung ist, dass eine offene
Ganztagsschule im Sinne der Nr. 1.1 und 1.2 vor-
liegt und folgende Voraussetzungen erfiillt sind:

Die offene Ganztagsschule bietet Bildungs- und
Betreuungsangebote grundséatzlich im Anschluss
an den Vormittagsunterricht an mindestens vier
Wochentagen mit wéchentlich mindestens zwolf
Stunden an. Bei Bedarf ist eine Betreuung bis min-
destens 16.00 Uhr zu gewdhrleisten.

Die offene Ganztagsschule bietet einen verbind-
lichen Leistungskatalog, der mindestens das An-
gebot einer taglichen Mittagsverpflegung, einer
verldsslichen Hausaufgabenbetreuung sowie ver-
schiedenartiger Freizeitangebote umfassen muss.
Nach Moglichkeit soll das Angebot durch zusatz-
liche Lernhilfen und Férderangebote erganzt wer-
den.

Die offene Ganztagsschule findet in der Verant-
wortung und unter der Aufsicht der Schulleitung
statt.

Der offenen Ganztagsschule liegt ein von der
Schulleitung erarbeitetes padagogisches Konzept
fir die Bildungs- und Betreuungsangebote zugrun-
de. Der Bildungs- und Erziehungsauftrag gemaf
Art. 1 des Bayerischen Gesetzes Uber das Erzie-
hungs- und Unterrichtswesen (BayEUG) ist dabei
auch im Rahmen der offenen Ganztagsschule zu
verwirklichen.

Die offene Ganztagsschule erreicht die Mindest-
teilnehmerzahl im Sinne von Nr. 3.5.1.

Im Ubrigen liegen die Organisation der offenen
Ganztagsschule und die inhaltliche Ausgestaltung
der Bildungs- und Betreuungsangebote sowie der
Abschluss von Kooperationsvertragen oder von
Beschéaftigungsverhaltnissen mit Einzelkrdften
in der Verantwortung der Schulleitung und des
Schultragers.

3.2

3.3
3.3.1

3.3.2

3.3.3

3.3.4

3.3.5
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An kommunalen Schulen und Schulen in freier
Tragerschaft kénnen auch Ganztagsschulen in ge-
bundener, rhythmisierter Form nach den Bestim-
mungen dieses Abschnitts geférdert werden. Die
Festbetragsfinanzierung nach Nr. 3.3 wird dabei
jedoch nicht je Gruppe gemdaf Nr. 3.5.1, sondern
je gebundener Ganztagsklasse gewdhrt.

Personal

Die Bildungs- und Betreuungsangebote miissen
von einer Lehrkraft oder sonstigen padagogischen
Fachkraft (z.B. Erzieher, Sozialpddagoge) geleitet
werden. Im Ubrigen entscheiden Schulleitung und
Schultrdger nach dem jeweiligen padagogischen
Konzept iber die Anforderungen an die Quali-
fikation des eingesetzten Personals.

Forderung

Der Freistaat Bayern gewdahrt fir jede nach MaB-
gabe der Nr. 3.5 gebildete Gruppe im Rahmen der
verfiigbaren Haushaltsmittel Zuwendungen fir
den Personalaufwand in Form eines Festbetrages.
Der Festbetrag je Gruppe und Schuljahr betragt im
Schuljahr 2009/2010 fir die offene Ganztagsschule
an

Hauptschulen 21.500 €

Volksschulen zur sonderpadago- | 25.000 €
gischen Forderung, Férderschwer-
punkt Lernen, Sonderpadagogi-

schen Forderzentren:

Realschulen, Wirtschaftsschulen, | 18.000 €.

Gymnasien

Die Zuwendung wird ausschlieBlich fiir den Per-
sonalaufwand fir die Bildungs- und Betreuungs-
angebote im Rahmen der offenen Ganztagsschule
gewdhrt. Die zweckentsprechende Mittelverwen-
dung ist gegentiber der Bewilligungsbehérde nach-
zuweisen.

Der durch die Einrichtung und den Betrieb der
offenen Ganztagsschule anfallende zuséatzliche
Sachaufwand ist vom jeweiligen Schultrager zu
tragen.

Bei der Bemessung der Festbetragsfinanzierung
durch den Freistaat nach Nr. 3.3.1 ist bereits ein
Eigenbeitrag des jeweiligen Schultragers zum Per-
sonalaufwand in Hoéhe von 5.000 € je Gruppe und
Schuljahr in Abzug gebracht.

Soweit dem Schultrdger staatliche Lehrkrafte zu-
gewiesen werden, konnen je nach Verfiigbarkeit
und padagogischem Konzept auch Lehrerwochen-
stunden dieser Lehrkréfte in die Bildungs- und
Betreuungsangebote der offenen Ganztagsschule
eingebracht werden. Die Zahl der eingebrachten
Lehrerwochenstunden ist bei der Antragstellung
anzugeben. Der Festbetrag je Gruppe verringert
sich um den Gegenwert dieser Lehrerwochen-
stunden (bei Hauptschulen um 1.708 €, bei Volks-
schulen zur sonderpadagogischen Forderung,
Forderschwerpunkt Lernen, und Sonderpadago-
gischen Forderzentren um 2.000 € und bei Real-
schulen, Wirtschaftsschulen und Gymnasien um
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2.125 € je Lehrerwochenstunde). Dabei entspricht
ein Einsatz fiir Betreuungsangebote in der offenen
Ganztagsschule im Umfang von 90 Minuten einer
Stunde der Unterrichtspflichtzeit der Lehrkraft.

Anmeldung und Teilnahme

Die Schiilerinnen und Schiiler werden von ihren
Erziehungsberechtigten fiir die offene Ganztags-
schule vor Beginn des jeweiligen Schuljahres bei
der Schulleitung angemeldet. Die Anmeldung ist
fiir das jeweilige Schuljahr verbindlich. Im Ubrigen
wird das Verfahren von Schulleitung und Schul-
trdger in eigener Verantwortung festgelegt.

Anmeldung und Teilnahme an der offenen Ganz-
tagsschule miissen mindestens fur zwei Nachmit-
tage und damit zugleich im Umfang von sechs
Wochenstunden erfolgen. Zur Erfillung dieser
Mindestteilnahmeverpflichtung kann auch ein
Nachmittag berticksichtigt werden, an dem Pflicht-
unterricht stattfindet.

Die Anmeldung soll nach dem in der ANLAGE 3
beigefiigten Muster erfolgen.

Fir die Schiilerinnen und Schiiler besteht im Um-
fang der Anmeldung Anwesenheits- und Teilnah-
mepflicht.

Schiiler und Gruppen

Die Festbetragsfinanzierung im Sinne von Nr. 3.3
wird je Gruppe in der offenen Ganztagsschule
zur Verfiigung gestellt. Die Zahl der Gruppen be-
stimmt sich nach der Zahl der angemeldeten und
teilnehmenden Schiilerinnen und Schiiler. Die
Mindestanzahl fur die Bildung einer offenen Ganz-
tagsschule betragt an Hauptschulen, Realschulen,
Wirtschaftsschulen und Gymnasien 14 Schiilerin-
nen und Schiiler. Die Bestimmung der Zahl der
Gruppen nach der jeweiligen Schilerzahl erfolgt
fur diese Schularten anhand folgender Tabelle:

Zahl der Schiler Gruppen
von bis
(Mindestzahl) (Ho6chstzahl)

14 25 1
26 45 2
46 65 3
66 85 4
86 105 5
106 125 6
126 145 7
146 165 8
166 185 9
186 205 10

Die Mindestanzahl fiir die Bildung einer offenen
Ganztagsschule betragt an Volksschulen zur son-
derpddagogischen Forderung, Férderschwerpunkt
Lernen (Hauptschulstufen), und Sonderpédago-
gischen Forderzentren (Hauptschulstufen) acht
Schiilerinnen und Schiiler. Die Bestimmung der
Zahl der Gruppen nach der jeweiligen Schiiler-

3.5.2

3.5.3

3.5.4

3.6

3.7

zahl erfolgt fiir diese Schulart anhand folgender
Tabelle:

Zahl der Schiiler Gruppen
von bis
(Mindestzahl) (Ho6chstzahl)

8 15 1
16 31 2
32 47 3
48 63 4
64 79 5
80 95 6
96 111 7
112 127 8

128 143 9
144 159 10

Eine hiervon abweichende Bestimmung der Zahl
der Gruppen ist unzuléssig.

Die Bestimmung der Zahl der Gruppen dient
der Bemessung der staatlichen Forderung. Fur
die praktische Durchfiihrung der jeweiligen Bil-
dungs- und Betreuungsangebote kann eine davon
abweichende Groie und Aufteilung der Gruppen
festgelegt werden.

Ein Schiiler wird bei der Bestimmung der Grup-
penzahl beruicksichtigt, wenn er mindestens zwolf
Wochenstunden an der offenen Ganztagsschule
teilnimmt. Pflichtunterricht am Nachmittag kann
darin einberechnet werden. Auch Schiiler, die mehr
als zwolf Wochenstunden teilnehmen, werden nur
im Umfang von zwolf Wochenstunden berticksich-
tigt und erhohen dartber hinaus durch ihre zusatz-
lich gebuchten Wochenstunden nicht die fir die
Gruppenbildung maBgebliche Schiilerzahl.

Die Zeiten mehrerer Schiiler, die jeweils weniger
als zwolf Wochenstunden an der offenen Ganztags-
schule teilnehmen, kénnen zusammengerechnet
werden. Die Summe dieser Betreuungszeiten wird
durch zwolf dividiert. Der sich daraus ergebende
Wert wird als zusatzliche Schiilerzahl neben den
nach Nr. 3.5.3 zu bertcksichtigenden Schiilern
bei der Feststellung der Gruppenzahl einbezogen.
Zahlen mit Dezimalstellen sind auf die ndchst ho-
here ganze Zahl aufzurunden. Die Mindestbetreu-
ungszeit je Schiiler gemdal Nr. 3.4.2 muss jeweils
eingehalten werden.

Teilnehmerbeitrag

Fur die Angebote der offenen Ganztagsschule
kénnen an kommunalen Schulen und Schulen in
freier Tragerschaft Teilnehmerbeitrage von den Er-
ziehungsberechtigten erhoben werden. Die Teil-
nehmerbeitrage sollen nach Art und Umfang der
Inanspruchnahme der Angebote bemessen und
nach sozialen Gesichtspunkten gestaffelt sein.

Raumlichkeiten

Fir die offene Ganztagsschule miissen geeignete
R&ume in ausreichender Zahl und GroBe zur Ver-
fiigung stehen. Die offene Ganztagsschule findet
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in der Schule oder in Einrichtungen statt, die sich
in unmittelbarer Erreichbarkeit zur Schule befin-
den.

Antragsverfahren

Der Antrag auf Foérderung einer offenen Ganz-
tagsschule ist fir jedes Schuljahr zu stellen. Er ist
von der Schulleitung vorzubereiten. Der Antrag
ist vom Schultrager fiir das Schuljahr 2009/2010
bis zum 10. Juli 2009 — bei Hauptschulen tber
die Staatlichen Schuléamter bzw. bei Realschulen,
Wirtschaftsschulen und Gymnasien tber die MB-
Dienststellen, bei Forderschulen (Hauptschulstufe)
direkt — bei der zustandigen Regierung zu stellen.
Fir den Antrag ist das Formblatt der ANLAGE 4
zu verwenden. Dem Antrag ist der in ANLAGE 5
beigefiigte Meldebogen der Schule beizulegen.

Die Forderung der offenen Ganztagsschule wird
durch die jeweils zustdndige Regierung bewilligt.
Die Bewilligung erfolgt unter der auflésenden Be-
dingung, dass die fir die genehmigte Gruppenzahl
erforderliche Mindestzahl von Schiilerinnen und
Schiilern wahrend des Schuljahres tatsachlich an
der offenen Ganztagsschule teilnimmt. Der Be-
willigungsbescheid kann bei Wegfall von Zuwen-
dungsvoraussetzungen gemdaB Nr. 3.1.2 widerrufen
werden.

Die zustandige Regierung ist berechtigt, selbst oder
durch Beauftragte die Durchfiihrung der Férde-
rung und Betreuung vor Ort, die Teilnahme der
gemeldeten Schiilerinnen und Schiiler sowie die
Angaben im Antrag insbesondere auch durch Kon-
trollen an den Schulen zu tberprifen.

Abschnitt: Schlussbestimmungen

Inkrafttreten

Diese Bekanntmachung tritt mit Wirkung vom
1. Juni 2009 in Kraft. Sie gilt fir das Schuljahr
2009/2010 und tritt mit Ablauf des 31. Juli 2010
auBer Kraft.

AuBerkrafttreten

Mit Ablauf des 31. Juli 2009 tritt die Bekannt-
machung des Staatsministeriums fiir Unterricht
und Kultus tiber die Férderung der offenen Ganz-
tagsschule fir Schilerinnen und Schiiler der Jahr-
gangsstufen 5 bis 10 vom 28. Oktober 2008 (KWM-
Bl S. 562) auBer Kraft.

Anlagen

Die genannten Anlagen sind auf der Homepage des
Staatsministeriums fiir Unterricht und Kultus unter
www.stmuk.bayern.de = Schule = Ganztagsschule
— offene Ganztagsschule verfiigbar.

Erhard
Ministerialdirektor
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2230.1.3-UK

Anderung der Bekanntmachung iiber den
Schulversuch zur Erprobung der
Doppelqualifizierung Berufsausbildung
und Fachhochschulreife an Berufsfachschulen
des Gesundheitswesens

Bekanntmachung des Bayerischen Staatsministeriums

fiir Unterricht und Kultus

vom 23. Juli 2009 Az.: VIL.8-5 S 9202.15-3-7.70 710

Die Bekanntmachung des Bayerischen Staatsministe-
riums fiir Unterricht und Kultus vom 14. Oktober 2005
(KWMBI I S. 383) tiber den Schulversuch zur Erprobung
der Doppelqualifizierung Berufsausbildung und Fachhoch-
schulreife an Berufsfachschulen des Gesundheitswesens,
gedndert durch Bekanntmachung vom 21. September 2006
(KWMBII S. 304), wird wie folgt gedndert:

1.

Der Nr. 10.1 wird folgender Satz angeftigt:

,Bei denjenigen Schiilern, deren Teilnahme am Schul-
versuch im ersten oder zweiten Schuljahr endet, weil

— das Jahreszeugnis in mindestens einem Fach des Zu-
satzunterrichts die Note 5 oder schlechter ausweisen
wirde, oder

— der Schiiler bzw. seine Erziehungsberechtigten
schriftlich die Beendigung der Teilnahme am Schul-
versuch erklaren,

sind im Jahreszeugnis des ersten bzw. zweiten Schul-
jahres die Facher des Zusatzunterrichts und die darin
erzielten Leistungen auf Wunsch des Schiilers bzw. sei-
ner Erziehungsberechtigten nicht aufzunehmen.”

. Der Nr. 10.2 wird folgender Satz angefuigt:

Fur den Fall, dass die Zusatzfacher nicht im Jahres-
zeugnis vermerkt werden, wird auch die Bemerkung
Uber die Teilnahme des Schiilers am Schulversuch
Doppelqualifizierung Berufsausbildung und Fachhoch-
schulreife nicht in das Jahres- und das Abschlusszeug-
nis aufgenommen."

. In Nr. 13.2 werden die Worte ,,2010/11" durch die Wor-

te ,2012/13" und die Worte ,,2008/09" durch die Worte
,2010/11" ersetzt.

. Diese Bekanntmachung tritt am 1. August 2009 in Kraft.

Abweichend von Satz 1 treten Nrn. 1 und 2 mit Wirkung
vom 1. August 2008 in Kraft.

Erhard
Ministerialdirektor
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2032.3-UK
Berichtigung

Die Bekanntmachung des Bayerischen Staatsministeriums
fur Unterricht und Kultus vom 19. Marz 2009 (KWMBI
S. 142) zur Anderung der Bekanntmachung zu Priiferver-
gutungen fir die Abnahme von Abschlussprifungen fiir
andere Bewerber, von weiteren schulischen Priifungen und
von besonderen Leistungsfeststellungen wird wie folgt be-
richtigt:

In Nr. 1.5 werden die Worte ,,§ 5 VSO-F" durch die Worte
.§ 65 VSO-F" ersetzt.

Miinchen, den 10. Juli 2009

Bayerisches Staatsministerium
fir Unterricht und Kultus

Erhard
Ministerialdirektor

KWMBI Nr. 14/2009

2210.2-WFK
Druckfehlerberichtigung

Die Bekanntmachung tber die Eignungspriifung fiir das
Studium eines Sportstudiengangs an den Universitdaten in
Bayern vom 4. Dezember 2008 (KWMBI 2009 S. 21) wird
wie folgt berichtigt:

Die Gliederungsnummer muss richtig lauten:
2210.2-WFK



KWMBI Nr. 14/2009 279




280 KWMBI Nr. 14/2009

Herausgeber/Redaktion: Bayerisches Staatsministerium fiir Unterricht
und Kultus, SalvatorstraBe 2, 80327 Miinchen, Telefon (0 89) 21 86-01,
E-Mail: poststelle@stmuk.bayern.de

Technische Umsetzung: Bayerische Staatsbibliothek, LudwigstrafBe 16,
80539 Miinchen

Druck: Justizvollzugsanstalt Landsberg am Lech, Hindenburgring 12,
86899 Landsberg am Lech, Telefon (0 8191) 126-725, Telefax (0 8191) 126-855,
E-Mail: druckerei.betrieb@jva-ll.bayern.de

Erscheinungshinweis/Bezugsbedingungen: Das Amtsblatt der Baye-
rischen Staatsministerien fiir Unterricht und Kultus und Wissenschaft,
Forschung und Kunst (KWMBI) erscheint nach Bedarf mit bis zu vierund-

zwanzig Heften jahrlich. Es wird im Internet auf der ,,Verktindungsplattform
Bayern" www.verkuendung.bayern.de verdffentlicht. Das dort eingestellte
elektronische PDF/A-Dokument ist die amtlich verkiindete Fassung. Die
,Verkiindungsplattform Bayern" ist fiir jedermann kostenfrei verfiigbar.

Ein Ausdruck der verkiindeten Amtsblatter kann bei der Justizvollzugs-
anstalt Landsberg am Lech gegen Entgelt bestellt werden. Das Jahresabon-
nement des Amtsblatts der Bayerischen Staatsministerien fiir Unterricht
und Kultus und Wissenschaft, Forschung und Kunst (ohne Beiblatt) kostet
40 Euro zuztglich Portokosten. Nahere Angaben zu den Bezugsbedingun-
gen kénnen der ,Verkiindungsplattform Bayern” entnommen werden.

ISSN 1867-9129




	Inhaltsübersicht
	 I. Rechtsvorschriften
	2232–2–UK, 2234–2–UK, 2235–1–1–1–UK Verordnung zur Änderung der Volksschulordnung, der Realschulordnung und der Gymnasialschulordnung Vom 6. Juli 2009 (GVBl S. 308)

	II. Bekanntmachungen der Bayerischen Staatsministerien für Unterricht und Kultus und Wissenschaft, Forschung und Kunst
	2230.1.1.1.2.4-UK Offene Ganztagsschule für Schülerinnen und Schüler der Jahrgangsstufen 5 bis 10 an staatlichen Schulen, kommunalen Schulen und Schulen in freier Trägerschaft
	2230.1.3-UK Änderung der Bekanntmachung über den Schulversuch zur Erprobung der Doppelqualifizierung Berufsausbildung und Fachhochschulreife an Berufsfachschulen des Gesundheitswesens
	2032.3-UK Berichtigung
	2210.2-WFK Druckfehlerberichtigung

	Impressum

